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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Für Kritik sorgte der Bruch zwischen der SP und dem ersten dunkelhäutigen Nationalrat
Ricardo Lumengo. Nachdem dieser in erster Instanz durch ein Bieler Gericht wegen
Wahlfälschung verurteilt worden war, forderte die SP Bern den sofortigen Rücktritt des
Politikers aus dem Nationalrat. Dieser wollte den Entscheid weiterziehen und das Urteil
des bernischen Obergerichts abwarten. Die heftige Kritik bewog Lumengo dann aber
zum Austritt aus der SP und der Partei ging so ein Nationalratssitz verloren. Der Partei
wurde vorgeworfen, vorschnell gehandelt zu haben. Im Mai 2011 wurde Lumengo vom
Vorwurf der Wahlfälschung freigesprochen. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.05.2010
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Nachdem die Grünen im Vorjahr bereits Parteiaustritte mehrerer
Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentarier in den Kantonen Wallis und Glarus
hatten hinnehmen müssen, setzte sich der Aderlass 2023 in vier weiteren Kantonen
fort. Die Gründe unterschieden sich dabei von Fall zu Fall:

In Bern verliess im Februar der Grossrat Bruno Martin die Partei und die Fraktion. Als
Beweggrund nannte der Biowinzer einen «persönlichen Werteentscheid», konkretere
Angaben macht er öffentlich nicht. Martin trat vorerst keiner anderen Partei bei, im
Berner Grossen Rat schloss er sich der EDU-Fraktion an.

In der Waadt begründete Grossrat und Biobauer Andreas Wüthrich seinen Parteiaustritt
im August damit, dass für ihn in seinem Engagement stets ökologische Fragen an erster
und soziale Fragen an zweiter Stelle gestanden hätten; bei den Grünen habe er
hingegen eine zunehmende Umkehrung dieser Prioritätenordnung wahrgenommen.
Zudem bedauere er die wachsende Polarisierung des Politikbetriebs und hoffe, als
Parteiunabhängiger künftig auch ausserhalb des linken Lagers mehr Gehör für seine
Argumente zu erhalten. Im Grossen Rat blieb Wüthrich in der Folge fraktionslos. Er
schloss sich «Les Libres» an, die sich als Vereinigung für parteiunabhängige
Bewegungen und Personen im Kanton Waadt verstehen und bereits zwei andere
Grossratsmitglieder in ihren Reihen hatten. Wüthrich liess sich auch auf die Liste der
«Libres» für die Nationalratswahlen 2023 setzen.

In Luzern gab im September Kantonsrat Urban Frye seinen Parteiaustritt bekannt. In der
Luzerner Zeitung erklärte er, er könne die Positionierung der Grünen im
Zusammenhang mit Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine nicht mit seinen Werten
vereinbaren: Anders als etwa die Grünen in Deutschland habe die Schweizer Partei die
Zeichen der Zeit nicht erkannt und bleibe «in einer ideologischen pazifistischen Blase
gefangen». Mit der strikten Ablehnung von Waffenlieferungen an die Ukraine spreche
die Partei dem angegriffenen Land «faktisch das Recht zur Selbstverteidigung ab» und
mache sich mitschuldig an Deportationen, Vergewaltigungen und Tötungen. Enttäuscht
zeigte sich Frye auch über die parteiinterne Streitkultur: Er sei mit seinen Anliegen
sowohl auf nationaler als auch auf kantonaler Ebene weitherum auf Desinteresse
gestossen und der «angebliche Konsens» in der Partei scheine ihm «eher hierarchisch
von oben nach unten durchgedrückt zu werden». Auch losgelöst von der Ukraine-Politik
scheine ihm die links-grüne Politik manchmal realitätsfern, und sie stilisiere etwa
Vermietende oder Polizeikräfte blindlings zu Feindbildern.
In einer Medienmitteilung verwahrten sich die Luzerner Grünen gegen den
«Rundumschlag» ihres ehemaligen Mitglieds: Die Grünen seien eine Partei, in der
Differenzen benannt und mit Respekt ausdiskutiert würden, um eine gemeinsame
Haltung zu finden. Als einzige nationale Partei hätten die Grünen ihre Mitglieder das
ganze Wahlprogramm «mitgestalten» lassen, bevor es schliesslich von der
Delegiertenversammlung verabschiedet wurde; dies gelte auch für die darin
enthaltenen Positionen zur Sicherheits-, Friedens- und Aussenpolitik. Im Übrigen
setzten sich die Grünen «auf allen politischen Ebenen für die ukrainischen
Geflüchteten und für ein Ende der Finanzierung der russischen Kriegsmaschinerie aus
der Schweiz» ein.
Frye politisiert im Luzerner Kantonsrat als Partei- und Fraktionsloser weiter, nachdem
Gespräche mit der GLP über einen Beitritt zu deren Fraktion zu keinem Ergebnis
geführt hatten.

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2023
HANS-PETER SCHAUB
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In Basel-Landschaft schliesslich verliess Landrätin Laura Grazioli die Grünen im
Oktober. Sie war Vizepräsidentin der Kantonalpartei, Präsidentin der landrätlichen
Finanzkommission und gemäss BLZ «lange [eine] grosse Hoffnungsträgerin der
Baselbieter Grünen» gewesen, die auch als künftige Regierungs-, National- oder
Ständerätin gehandelt worden sei. Als Grund für ihren Parteiaustritt nannte Grazioli in
der BLZ, dass sie «über die letzten Jahre in wesentlichen Themengebieten von der
Mehrheit der Fraktion und der Partei abgewichen» sei. Damit dürfte insbesondere ihre
Ablehnung von Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Pandemie gemeint gewesen
sein, hatte sie doch entgegen der Parteilinie etwa das Covid-19-Gesetz, die Einführung
eines Impfzertifikats oder obligatorische Covid-Tests an Schulen abgelehnt. Im Frühling
2023 hatten die Grünen darauf verzichtet, Grazioli als Nationalratskandidatin
aufzustellen, weil sie im Initiativkomitee der «Souveränitäts-Initiative» sass, die vor
allem von massnahmenkritischen Organisationen wie Mass-voll und den Freunden der
Verfassung getragen wird und verlangt, dass die Schweiz keine völkerrechtlichen
Verpflichtungen eingehen darf, die in die Grundrechte eingreifen.
Anders als ihre ehemaligen Parteikollegen in Bern, Waadt und Luzern trat Grazioli
gleichzeitig mit dem Parteiaustritt auch aus dem Kantonsparlament zurück, womit ihr
Sitz bei der Grünen-Fraktion verblieb: Er ging an die Nächstplatzierte auf der Liste der
Grünen, Dominique Zbinden vom «jungen grünen Bündnis Nordwest». 2

Liberale Parteien

Am schweizerischen Parteitag in Luzern beschloss der LdU die Unterstützung der von
diversen Medienunternehmungen lancierten EG-Initiative und verabschiedete ein
Grundsatzpapier zur Europapolitik. Verschiedene Delegierte, unter anderem
Nationalrat Günter (BE) und mit ihm die gesamte Berner LdU-Sektion sowie viele
Frauen, plädierten vergeblich für die Rückweisung, da sich das Papier mit den zu
erwartenden Problemen in den Bereichen Volksrechte, Neutralität, Umwelt- und
Verkehrspolitik nicht befasse. Die Berner LdU-Präsidentin, Eva-Maria Zbinden, trat aus
Protest gegen die als wirtschaftsfreundlich apostrophierte «EG-Euphorie» sogar von
ihrem Amt zurück. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Unabhängigkeitspartei UP! versuchte im Februar 2015 neben Zürich auch im Kanton
Thurgau und im Kanton Bern Fuss zu fassen. Es seien Vorbereitungsarbeiten für den
Aufbau zweier kantonaler Sektionen im Gang, gab die Co-Präsidentin Brenda Mäder (TG,
up) in einem Interview bekannt. Im Kanton Zürich trat die Bewegung zu den
eidgenössischen Wahlen an. UP! versteht sich als «klassische liberale Partei», die sich
konsequenter als die «amorphe» FDP für liberale Anliegen einsetze. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.02.2015
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Die Gründung der BDP erfolgte zunächst in drei Kantonen: Im Juni in Graubünden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Übertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verfügte die
BDP schon bald über rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graubünden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rücktritt zurück an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjörg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Ständerat (Werner Luginbühl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL

René Schlauri, Exekutivmitglied der Freiheits-Partei in der Stadt Biel, wurde aus der FP-
Sektion des Kantons Bern ausgeschlossen. Die kantonale Sektion begründete dies
damit, dass sich Schlauri zu weit von der Parteilinie entfernt habe. Schlauri trat in der
Folge der SVP bei, die damit neu in der Exekutive von Biel vertreten ist. Jürg Scherrer,
ehemaliger Gemeinderat in Biel und Mitglied des Berner Grossen Rates, kündigte an,
bei den Grossratswahlen 2010 nicht mehr anzutreten. Im Herbst kehrte die Freiheits-
Partei Schweiz wieder zu ihrem ursprünglichen Namen Auto-Partei zurück. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.11.2009
SABINE HOHL
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Weil er aufgrund der Atomausstiegspläne der BDP einen Interessenskonflikt
befürchtete, trat der Berner Kantonalpräsident Urs Gasche Ende März zurück. Der
ehemalige Berner Regierungsrat ist Verwaltungsratspräsident der Berner BKW –
Betreiberin AKW des Mühleberg. Gasche kandidierte jedoch für den Nationalrat, wo er
für die Berner Sektion einen Sitz eroberte. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.03.2011
MARC BÜHLMANN

Die Kantonalsektionen der BDP und der CVP fällten in den Jahren 2020 und 2021
Entscheide über ihren Zusammenschluss zur neuen Partei «Die Mitte». Zusätzlichen
Schub erhielt dieser Prozess, nachdem die Delegierten der BDP und der CVP Schweiz
Mitte November 2020 einer Fusion der Bundesparteien zugestimmt hatten und diese
per 1. Januar 2021 vollzogen worden war. An diesem Datum wurden alle noch
bestehenden Kantonalsektionen von BDP und CVP zu Sektionen der fusionierten
Mutterpartei, womit die Mitte zunächst in den meisten Kantonen über jeweils zwei
Sektionen verfügte. Jede Sektion konnte und musste sodann autonom über ihre Zukunft
entscheiden, da die Kantonalparteien (und auch die Lokalparteien) in der Schweiz
organisationsrechtlich eigenständige Einheiten sind.
Dabei bedauerten die BDP-Mitglieder zwar allenthalben, dass die Etablierung als
eigenständige Partei letztlich gescheitert war. In den meisten Kantonen regte sich unter
ihnen aber keine oder keine nennenswerte Opposition gegen die Auflösung ihrer
Sektion und den Zusammenschluss mit der jeweiligen CVP-Sektion. Exponentinnen und
Exponenten, die damit nicht einverstanden waren, wählten eher den Weg des
Parteiaustritts. Auch in den meisten CVP-Sektionen gab es keinen prinzipiellen
Widerstand gegen eine Fusion; allerdings war die Fusionsdiskussion eng mit der
Umbenennung zu «Die Mitte» und somit der Streichung des «C» aus dem Parteinamen
verknüpft, die nicht in allen CVP-Kantonalparteien gleich gut ankam. Zugunsten einer
Fusion wurden in den meisten Kantonen die folgenden vier Argumente vorgebracht:
Erstens seien die inhaltlichen Überschneidungen der beiden Parteien schon bisher
gross. Zweitens erhöhe ein Zusammengehen die Schlagkraft der politischen Mitte.
Drittens könne man dadurch parteiintern einen breiteren Pool an motivierten Personen
zusammenbringen und eine neue Dynamik entfachen. Und viertens ergänze man sich
aufgrund teils unterschiedlich verteilter lokaler Hochburgen der beiden Partner
wahlarithmetisch gut: Die CVP war nach wie vor stärker in katholischen Gebieten
verankert, die BDP stärker in protestantischen Regionen.

Zu den ersten BDP-Sektionen, die ihre Auflösung und ein Zusammengehen mit der CVP
beschlossen, gehörten bemerkenswerterweise jene der beiden BDP-Hochburgen Glarus
und Bern, wo der Leidensdruck bei einer rein kantonalen Betrachtungsweise eigentlich
geringer war als in anderen Kantonen: In der bernischen wie in der glarnerischen Politik
hatte die BDP bis zuletzt noch eine bedeutende Rolle gespielt und sogar etwas (in
Glarus) beziehungsweise deutlich (in Bern) mehr Mandate als die CVP inne. Das
Aufgehen der BDP in der neuen Mittepartei wurde in diesen beiden Kantonen stark mit
dem Wunsch begründet, Teil einer Partei zu sein, die auch auf nationaler Ebene eine
nennenswerte Rolle spielt. Auch die Parteibasis liess sich von dieser Überlegung
überzeugen: In Glarus entschieden sich die BDP-Mitglieder – darunter auch der BDP-
Schweiz-Präsident und erklärte Fusionsbefürworter Martin Landolt – am 3. November
2020 einstimmig für die Fusion, die CVP folgte zwei Tage später mit 84 Prozent
Zustimmung. Der Fusionsentscheid fiel in Glarus somit schon rund zwei Wochen vor
dem Entscheid der Bundesparteien – und wurde deshalb unter den Vorbehalt gestellt,
dass sich auch die nationalen Parteien zum selben Schritt entschliessen würden.
Nachdem diese Bedingung erfüllt war und die zunächst auf Januar 2021 angesetzte
Gründungsversammlung wegen der Covid-19-Pandemie hatte verschoben werden
müssen, wurde der Zusammenschluss in Glarus schliesslich im Mai 2021 formell
vollzogen.
Mit Bern traf auch die grösste BDP-Sektion, welche rund die Hälfte aller Schweizer BDP-
Mitglieder stellte, schon einige Tage vor den nationalen Mutterparteien ihren Entscheid.
Am 11. November 2020 sagten hier bei der BDP 95 Prozent und bei der CVP 93 Prozent
der stimmenden Mitglieder Ja zur kantonalen Fusion. Als Grund für den frühen
Zeitpunkt gaben die Spitzen der beiden Berner Parteien an, man wolle sich schon als
fusionierte Partei auf die kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom März 2022
vorbereiten können. Formell vollzogen – mit der Verabschiedung der neuen Statuten
und der Wahl des neuen Vorstands – wurde die Berner Fusion dann im März 2021.

In Graubünden, dem dritten BDP-Gründerkanton nebst Bern und Glarus, verlief der
Fusionsprozess harziger. Sowohl die CVP als auch die BDP gehörten hier zu den drei
stärksten Parteien im Kanton, die beiden potenziellen Fusionspartner standen sich
kantonal auf Augenhöhe gegenüber. Historisch hatte im konfessionell gemischten

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.01.2022
HANS-PETER SCHAUB
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Kanton Graubünden zwischen ihren Vorläufern – den katholischen Konservativen und
den reformierten Demokraten (welche sich 1971 der SVP Schweiz angeschlossen hatten)
– lange eine ausgeprägte Rivalität geherrscht, in den 1940er Jahren war sogar von einem
«Kulturkampf» die Rede (Südostschweiz vom 9.6.2021). Vielleicht spielte auch diese
historische Erblast eine Rolle dafür, dass in den Reihen der Bündner BDP 2020
zunächst nicht nur eine Vereinigung mit der CVP, sondern auch ein Zusammengehen
mit der FDP oder der GLP erwogen wurde. Auch ein Weiterbestehen der kantonalen
BDP mit einer blossen Intensivierung der Zusammenarbeit mit der CVP wurde
diskutiert. Die Bündner CVP-Führung wiederum äusserte Bedenken, dass eine Fusion
gut etablierte Parteistrukturen gefährden und in CVP- respektive BDP-Stammlanden
eine Abwanderung von Wählenden bringen könnte: «Eins plus eins muss nicht zwingend
zwei ergeben», liess CVP-Kantonalpräsident Stefan Engler verlauten. Es gab
Befürchtungen, dass man als fusionierte Partei die drei von fünf Regierungssitzen und
die über 50 von 120 Grossratssitzen schlechter halten könnte. Zudem war in der CVP
Graubünden zunächst nicht klar, ob sich eine Mehrheit zu einer Streichung des «C» aus
dem Parteinamen würde durchringen können – was wiederum in den Reihen der BDP
als Bedingung für ein Zusammengehen galt. Nachdem die beiden Mutterparteien Ende
2020 ihre Fusion auf nationaler Ebene besiegelt hatten, nahm der Prozess aber auch in
Graubünden stärker Fahrt auf – auch deshalb, weil die Parteispitzen rechtzeitig vor den
kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom Mai 2022 Klarheit schaffen wollten. Die
BDP-Mitglieder bekannten sich bei einer Mitgliederversammlung informell zum Ziel
einer Fusion, eine Projektgruppe aus beiden Parteien nahm ihre Arbeit auf und im
Januar 2021 gaben die Junge BDP und die Junge CVP ihre Unterstützung für eine Fusion
bekannt. Ende März 2021 sprach sich schliesslich auch die kantonale Parteileitung der
CVP erstmals offiziell für eine Fusion – und für eine Umbenennung in «Die Mitte» – aus.
In einer gemeinsamen Medienmitteilung der Bündner BDP- und CVP-
Geschäftsleitungen wurden die Fusionsbestrebungen auch mit dem anstehenden
Wechsel Graubündens vom Majorz- zum Doppelproporzsystem für die Grossratswahlen
begründet: Mit dem neuen Wahlsystem werde eine flächendeckende Präsenz im ganzen
Kanton wichtiger, deshalb würden die beiden regional unterschiedlich verankerten
Fusionspartner einander gut ergänzen. Im April 2021 folgten eine konsultative
Urabstimmung bei der CVP und eine Mitgliederumfrage bei der BDP, wobei sich 86
Prozent der CVP- und fast 95 Prozent der BDP-Mitglieder für die Fusion aussprachen.
Die NZZ ging davon aus, dass die Nein-Stimmen in der BDP ideologisch begründet
waren, da die Bündner BDP aufgrund ihres historischen Erbes etwas weiter rechts zu
verorten sei als die CVP; dies gelte für jüngere BDP-Mitglieder allerdings nicht mehr und
wie die Südostschweiz aufzeigte, waren sich die beiden Sektionen bei den kantonalen
und nationalen Abstimmungsparolen ab 2016 praktisch immer einig. Im Mai 2021
wurden die Statuten für die neue Partei vorgestellt. Sie basierten auf jenen der CVP
Graubünden, seien aber «vollständig überarbeitet worden» und sahen für Partei und
Fraktion für eine Übergangszeit eine Doppelspitze vor, um beiden Fusionspartnern eine
gleichwertige Vertretung zu garantieren. Nach diesen langwierigen Vorarbeiten war es
am 7. Juni 2021 schliesslich auch in Graubünden so weit: Zunächst noch in getrennten
Delegiertenversammlungen wurde die Fusion von der CVP mit 74 zu 1 Stimmen bei 4
Enthaltungen, von der BDP einstimmig gutgeheissen. Noch am selben Abend folgte die
erste gemeinsame Delegiertenversammlung der «Mitte Graubünden» mit der Wahl der
neuen paritätischen Doppelspitze. Bis zum Schluss blieb der Fusionsprozess aber von
Nebengeräuschen begleitet: Zwischen Dezember 2020 und Juni 2021 traten insgesamt
drei BDP-Grossräte zur FDP und einer zur SVP über, aus den Reihen der CVP wechselte
ein Grossrat zur SP; auch der dreiköpfige Vorstand der BDP-Ortssektion Chur war
geschlossen zur FDP übergetreten, weil für ihn ein Zusammengehen mit der CVP «keine
Option» war.

In den Kantonen Aargau im Januar 2021, in Zürich im März 2021 und in Freiburg im Juni
2021 fielen die Entscheide der BDP-Basis zugunsten der Fusion einstimmig aus, wobei
zumindest in den ersten beiden Kantonen ein kleiner Teil der BDP-Mitglieder und
-Mandatsträger nicht in die neue Mitte-Partei übertrat, sondern zur GLP oder zur FDP
wechselte oder aber parteilos wurde. Seitens der CVP gab es in Zürich bloss eine
einzige Gegenstimme gegen die Fusion, im Aargau und in Freiburg wurden die CVP-
Beschlüsse in der Presse nicht thematisiert.

Einen besonderen Weg wählte im Juni 2021 die BDP Thurgau: Auch sie löste sich auf,
beschloss aber – soweit ersichtlich als einzige BDP-Kantonalpartei – kein
Zusammengehen mit der kantonalen CVP. Man wolle es den einzelnen Mitgliedern
überlassen, ob und welcher anderen Partei sie sich anschliessen möchten, erklärte die
Kantonalpartei. Gemäss Medienberichten gab es unter den zuletzt rund 50 Thurgauer
BDP-Mitgliedern etliche, die ihre Zukunft in der GLP sahen; andere traten zur Mitte
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über, wiederum andere wollten keiner Partei mehr angehören.

Als letzte Kantonalsektionen der BDP verschwanden schliesslich die Baselbieter und die
Genfer BDP von der politischen Landkarte. Die BDP Basel-Landschaft hatte vor ihrem
Entscheid über eine Fusion abwarten wollen, ob die potenzielle Fusionspartnerin das
«C» aus dem Namen streichen und sich zum neuen Parteinamen «Die Mitte» bekennen
würde – ein Schritt, der in der CVP Basel-Landschaft zunächst umstritten war, letztlich
aber doch vollzogen wurde. Nachdem diese Vorbedingung der BDP erfüllt und zudem
klargestelt war, dass sich auch BDP-Mitglieder in kommunale und kantonale
Leitungsfunktionen der neuen Mittepartei wählen lassen könnten, entschied sich die
BDP-Basis Ende September 2021 schliesslich einstimmig dafür, ihre Sektion in der
künftigen «Mitte» aufgehen zu lassen. Nicht alle der zuletzt rund 60 Baselbieter BDP-
Mitglieder traten indessen in die neue Mittepartei über; so schloss sich etwa eine
Gemeinderätin der GLP an und der kantonale Parteipräsident entschied sich für die
Parteilosigkeit. Die BDP Genf war schliesslich die letzte BDP-Kantonalpartei, die über
ihr Schicksal entschied: Im Dezember 2021 beschlossen auch hier die Mitglieder
einstimmig, ihre Sektion in die «Mitte» einzugliedern.
Die Parteifusionen in Basel-Landschaft und Genf wurden per 1. Januar 2022 vollzogen.
Genau ein Jahr nach der Bildung der nationalen «Mitte» war der Fusionsprozess somit
in den Kantonen abgeschlossen und die BDP hörte auch auf kantonaler Ebene auf zu
existieren. Einzelne CVP-Sektionen bestanden hingegen noch weiter, weil sie den
Namenswechsel zumindest vorerst nicht mitmachten. 8
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3) TA und LNN vom 22.10.90
4) TZ, 25.2.15; NZZ, 31.7.15
5) BE, GR: Presse vom 17.6. und 23.6.08. GL: NZZ, 28.8.08. Sitze in kantonalen Parlamenten: LT, 10.7.08. BDP-Bundesräte:
Bund, 5.7.08. Fraktion: TA, 20.9.08.
6) BZ, 5.2. und 4.6.09; Bund, 14.11.09.
7) SoZ, 20.3.11; Presse vom 25.3.11.
8) Bund, SGR, 7.5.20; BZ, 13.6.20; SGL, 20.6.20; BZ, 29.6.20; SGR, 25.7., 15.8.20; AVF, 18.8.20; SZ, 20.8.20; SGR, 1.9.20; Bund,
2.9.20; BZ, 8.9.20; BLZ, BZ, 8.10.20; CdT, SGL, 13.10.20; Bund, 10.11.20; BZ, Bund, SGL, 12.11.20; TZ, 18.11.20; SGR, 1.12.,
4.12.20; SGL, 11.1.21; AZ, 14.1.21; SGR, 22.1.21; SGL, 23.1.21; SGR, 5.2.21; SGL, 8.2.21; Bund, 20.3.21; NZZ, SGR, TA, 24.3.21; AVF,
SGR, 25.3.21; BZ, 26.3.21; TA, 29.3.21; SGR, 20.4., 1.5., 3.5., 11.5.21; SGL, 15.5.21; SGR, 17.5., 2.6.21; NZZ, 4.6.21; TZ, 5.6.21; SGR,
8.6., 9.6.21; Lib, 18.6.21; BaZ, 31.7.21; TG, 30.9.21; BLZ, 13.10.21; BaZ, 27.10.21; BLZ, BaZ, 28.10.21; TG, 23.12.21
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